SCHIEDSSTELLE Minchen, den 22.03.2023

nach dem Gesetz iber die Wahrnehmung Tel.: 089 /2195 —(...)
von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten Fax: 089/2195—(...)
durch Verwertungsgesellschaften Az.: Sch-Urh 66/19

beim Deutschen Patent- und Markenamt

In dem Schiedsstellenverfahren

(...)

- Antragstellerin -

Verfahrensbevollmachtigte:

(...)

gegen

(--r)
- Antragsgegnerin -
Verfahrensbevollmachtigter:

(...)

erlasst die Schiedsstelle nach dem Gesetz Uber die Wahrnehmung von Urheberrechten und
verwandten Schutzrechten durch Verwertungsgesellschaften beim Deutschen Patent- und Mar-

kenamt durch (...) als Vorsitzenden und (...) als Beisitzerinnen folgenden

Einiqgungsvorschlag:

1. Die Antragsgegnerin ist verpflichtet, an die Antragstellerin (...) zuztglich Zinsen in Hohe

von funf Prozentpunkten tUber dem Basiszinssatz seit dem (...) zu zahlen.

Im Ubrigen wird der Antrag zuriickgewiesen.
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2. Die Kosten des Verfahrens tragen die Antragstellerin und die Antragsgegnerin je zur
Halfte. Die den Beteiligen entstandenen aufleramtlichen Kosten tragen die Beteiligten
selbst.

Griinde:

Die in der Antragstellerin zusammengefassten Verwertungsgesellschaften begehren von der
Antragsgegnerin Zahlung einer urheberrechtlichen Vergitung gemak § 54 Abs. 1 UrhG fir PCs
fur das Jahr 2017.

Die Antragstellerin ist ein Zusammenschluss deutscher Verwertungsgesellschaften (...), die An-
spriche aus § 54 Abs. 1 UrhG herleiten kdnnen. Mit Gesellschaftsvertrag vom (...) in der Fas-
sung der Beschlisse der Gesellschafter vom (...) (im Folgenden: Gesellschaftsvertrag, abrufbar
unter: (...)) haben sich die Verwertungsgesellschaften zum Zwecke der Geltendmachung ihrer
Anspriche gemal §§ 54 ff. UrhG zu einer BGB-Gesellschaft zusammengeschlossen und die
ihnen zur Wahrnehmung ubertragenen Anspriche fur Vervielfaltigungen von Audiowerken und
audiovisuellen Werken in die Gesellschaft eingebracht. Die Antragstellerin ist gemaR (...) des
Gesellschaftsvertrags dazu berechtigt, die ihr Gbertragenen Rechte im eigenen Namen geltend
zu machen. Sie macht auflerdem im eigenen Namen auch die von der (...) und der (...) abge-

tretenen Anspriiche fir Vervielfaltigungen von stehendem Text und stehendem Bild geltend

(val. (...)).

Die Antragsgegnerin vertreibt eigenen Angaben zufolge seit fast 30 Jahren individuell konfigu-
rierbare PC-Systeme unter ihrer Eigenmarke (...) Uber einen Online-Shop (vgl. die Angaben auf

ihrer Webseite unter (...)).

Fur den Zeitraum ab dem 1. Januar 2011 schlossen die Antragstellerin, die VG Wort und die
VG Bild-Kunst mit dem Bundesverband Informationswirtschaft, Telekommunikation und neue Me-
dien e.V. (BITKOM) sowie mit dem Bundesverband Computerhersteller e.V. (BCH). Am 30. Ja-
nuar 2014 wurde im Bundesanzeiger ein entsprechender gemeinsamer Tarif (vom 24. Januar
2014; vorgelegt als Anlage AS-CD 3) veroffentlicht, der ab 1. Januar 2011 insbesondere folgende
Vergutungssatze (jeweils zuzuglich Umsatzsteuer in Hohe von 7% und pro Stlck) vorsieht (auf

die Definitionen in Abschnitt 3 des Tarifs wird Bezug genommen):
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e Verbraucher-PCs: 13,1875 Euro
e Business-PCs: 4,00 Euro
e Kleine mobile PCs: 10,625 Euro
e Workstations 4,00 Euro

Diese Vergiitungssatze wurden mit Anderung der Gesamtvertrage zwischen der Antragstellerin,
der VG Wort und der VG Bild-Kunst einerseits und dem BCH bzw. BITKOM andererseits fiir
den Zeitraum ab 15. Marz 2016 bestatigt sowie durch Abschluss eines neuen Gesamtvertrags
zwischen der Antragstellerin, der VG Wort und der VG Bild-Kunst und dem Verband zur Ruick-
nahme und Verwertung von Elektro- und Elektronikaltgeraten e.V. (VERE) fur den Zeitraum ab
2017 vereinbart. Aufgrund einer im Anderungsvertrag vereinbarten Abweichung bei der PC-De-
finition veroéffentlichte die Antragstellerin mit Datum vom 8. Marz 2016 im Bundesanzeiger fur
die Zeit ab dem 15. Marz 2016 einen neuen gemeinsamen Tarif Uber die Vergutung nach §§ 54,
54a UrhG fur PCs, der aber die gleichen Vergutungshéhen wie der alte Tarif vorsieht (vgl. Tarif,

vorgelegt als Anlage AS-CD 4a, Bekanntmachung, vorgelegt als Anlage AS-CD 4b).

Fir den Zeitraum 2008 bis 2010 setzte das Oberlandesgericht Minchen mit Urteil vom 15. Ja-
nuar 2015 (OLG Minchen, Az: 6 Sch 15/12 WG) in einem Gesamtvertragsverfahren, bestatigt
durch Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 16. Marz 2017 (BGH, Az. | ZR 36/15 — ,Ge-
samtvertrag PCs*; GRUR 2017, 694 ff.), folgende Vergutungssatze fur PCs fest (wobei der Ge-

samtvertragsrabatt in Hohe von 20% bereits berlcksichtigt ist):
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I. Wergutung fir PCs {mit Ausnahme von PCs gemal: Ziffer |l dieser Anlage)

1. Im Ausland hergestelite und im Sinne von § 54b UrhG nach Deutschland gewerb-
lich eingefiihrte oder wieder eingefihre PCs

a. PCs mit eingebautem Brenner: 12,43 € je Stick
h. PCs ohne eingebauten Brenner: 10,55 € je Stick
2. In Deutschland hergestellte PCs

a. PCs, in die der Hersteller einen Brenner eingebaut hat,
den er im Sinne von § 54b UrhG nach Deutschiand

gewerblich eingefiihrt oder wieder eingefilhrt hat: 12,43 € je Stick
. PCs, in die der Hersteller einen Brenner eingebaut hat,

den er in Deutschiand bezogen hat: 10,55 € je Stick
c. PCs ohne eingebauten Brenner: 10,55 € je Stick

II. Vergutung fir PCs, die von den Gesamivertragsmitgliedem direkt an gewerbliche
Endabnehmer verduliert werden

1. Im Ausland hergestelite und im Sinne von § 54b UrhG nach Deutschland gewerb-
lich eingefiihrte oder wisder eingefiihrte PCs

a. PCs mit eingebautem Brenner: 5,08 £ je Stick
h. PCs ohne eingebauten Brenner: 3,20 £ je Stick
2. In Deutschland hergestellte PCs

a. PCs, in die der Hersteller einen Brenner eingebaut hat,
den er im Sinne von § 54b UrhG nach Deutschland

gewerblich eingefihrt oder wieder eingefiihrt hat: 5,08 £ je Stick
b. PCs, in die der Hersteller einen Brenner eingebaut hat,

den er in Deutschiand bezogen hat: 3,20 £ je Stick
¢. PCs ohne eingebauten Brenner: 3,20 € je Stick

Der Gesamtvertrag hatte eine Laufzeit bis 31. Dezember 2010.

Die Antragsgegnerin ist keinem der Gesamtvertrage beigetreten.

Die Antragsgegnerin hat nach Aufforderung durch die Antragstellerin vom (...) (Anlage AS 1)
unter Fristsetzung bis zum (...) mit Einwurf-Einschreiben vom 8. Juli 2017 fir das erste Halbjahr
2017, sowie mit Einwurf-Einschreiben vom 9. Januar 2018 fiir das zweite Halbjahr 2017, Hand-
lerauskunft Gber die im jeweiligen Zeitraum hergestellten und/oder in Verkehr gebrachten PCs,
kleine mobile PCs und Workstations erteilt (Auskunftserteilungen vorgelegt als Anlagenkonvolut
AS 2), wobei unter den Beteiligten streitig ist, wann die entsprechenden Meldungen bei der An-
tragstellerin eingegangen sind. Insgesamt habe sie im Jahr 2017 (...) vergUtungspflichtige Ge-
rate in Verkehr gebracht, davon (...) Workstations. Als Bezugsquelle der Gerate wurde jeweils
die (...).

Die Antragstellerin errechnete auf Basis der Auskunft und unter Anwendung der IDC-Quote (...)
fur das Jahr 2017 in Hohe von 58,67686 % (Business-Anteil, vgl. Anlage AS 3) eine Nettovergu-
tung von insgesamt (...) EUR, davon (...) EUR Business-Vergutung fir (...) Stiick Business-PCs
und (...) EUR Vergutung fur (...) Stlick Workstations. Sie berechnete die Betrage flir das erste
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bzw. zweite Halbjahr 2017 jeweils mit Rechnung vom (...) (Rechnung Nr. (...) und Nr. (...) Anla-
gen AS 4 und AS 5) und bat um Uberweisung des Rechnungsbetrags bis zum (...).

Diesen Rechnungen widersprach der anwaltliche Vertreter der Antragsgegnerin mit Schreiben
vom (...) (vorgelegt als AG 2) und wies darauf hin, dass sie die erforderlichen Handlerauskunfte
fur den Zeitraum vom 1. Januar 2017 bis zum 30. Juni 2017 fristgerecht zum 8. Juli 2017 und
fur den Zeitraum vom 1. Juli 2017 bis zum 31. Dezember 2017 fristgerecht zum 9. Januar 2018
erteilt habe und somit gem. § 54 b Abs. 3 Nr. 2 UrhG von der Zahlung befreit sei.

Die Antragstellerin mahnte den ausstehenden Betrag mit Schreiben vom (...) unter Fristsetzung
bis zum (...) (1. Mahnung, vorgelegt als Anlage AS 6) und mit weiterem Schreiben vom (...) un-
ter Fristsetzung bis zum (...) (2. Mahnung, vorgelegt als Anlage AS 7) an. Auch diesen Schrei-
ben widersprach der anwaltliche Vertreter mit Schreiben vom (...) und verwies erneut auf die

bereits abgegebenen Handlermeldungen (vorgelegt als Anlage AG 3).

Die Antragsgegnerin leistete keine Zahlungen.

Die Antragstellerin behauptet, die von der Antragsgegnerin abgegebenen und auf den 8. Juli
2017 und den 9. Januar 2018 datierten Auskunfte seien erst am 12. Juli 2017 und am 12. Ja-

nuar 2018 und mithin nicht fristgerecht bei ihr eingegangen.

Die Antragstellerin meint, die Angemessenheit der geltend gemachten, tariflichen Vergu-
tungssatze ergebe sich bereits aus den mit dem BITKOM und dem BCH abgeschlossenen Ge-

samtvertragen.

Hilfsweise sei zur Ermittlung der im Tarif festgesetzten Vergitungshéhe zunachst auf die Er-
gebnisse der empirischen Untersuchung Uber die Nutzung von aus privaten bzw. gewerblichen
Mitteln angeschafften PCs, die durch die TNS Infratest GmbH im Auftrag der Antragstellerin im
Jahr 2011 durchgefihrt wurde (Konzept und Ergebnistabellen vorgelegt als Anlagen AS-CD 22-
26), wie auch auf die Ergebnisse der Schiedsstellenstudie aus dem Jahr 2011 zu verweisen
(TNS-Studie im Gesamtvertragsverfahren Sch-Urh 37/08, Ergebnistabellen vorgelegt als An-
lage AS-CD 21; vgl. zur Berechnung nach dem Tarifzonenmodell der Antragstellerin die Dar-

stellung der Antragsschrift vom (...)).
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Der technische Wandel habe im vergangenen Jahrzehnt eine Vielzahl neuer digitaler Nutzungs-
formen hervorgebracht, wie z.B. Streaming-Angebote, soziale Netzwerke, Messenger-Dienste
und Cloud-Nutzungen, was auch fur den vorliegenden Zahlungsanspruch betreffend das Jahr
2017 von Bedeutung sei. Neue empirische Erkenntnisse aus zwei im Jahr 2019 und 2021
durchgeflihrten Studien wirden belegen, dass die neuen Nutzungsformen zu einem Anstieg
des Privatkopievolumens insgesamt geflihrt hatten (vgl. zu den Einzelheiten der Berechnung

der angemessenen Vergutung auf Grundlage dieser Studie den Schriftsatz vom (...))

Sie habe die Antragsgegnerin mit Schreiben vom (...) zur Auskunftserteilung und Zahlung auf-
gefordert (Anlage AS 1) und mit diesem Schreiben ausdricklich flr den Fall eines fruchtlosen
Ablaufs der zum (...) gesetzten Frist in Verzug gesetzt. Sie habe den Rechnungsbetrag bereits
erstmalig am (...) und erneut am (...) angemahnt, so dass sich die Antragsgegnerin daher seit
dem (...) mit der Zahlung der geforderten Vergitung in Verzug befinde; der Anspruch auf Ver-
zugszinsen ergebe sich aus § 286 Abs. 1 Satz 1i.V.m. § 288 Abs. 1 BGB.

Die Antragstellerin beantragt den Erlass eines Einigungsvorschlags, der Folgendes feststellt:
1. Die Antragsgegnerin ist verpflichtet, an die Antragstellerin einen Betrag von EUR (...)
nebst Zinsen hieraus in HOhe von 5 Prozentpunkten iber dem Basiszinssatz seit dem

(...) zu zahlen.

2. Die Kosten des Verfahrens tragt die Antragsgegnerin.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die Abweisung des Antrags der Antragstellerin vom (...).

Des Weiteren regte sie zunachst die Aussetzung des Verfahrens analog § 148 ZPO im Hinblick
auf eine beim Bundesverfassungsgericht anhangige Verfassungsbeschwerde (1 BvR 2342/17)
des BITKOM e.V. gegen das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 16.03.2017 an (I ZR 36/15 —

Gesamtvertrag PCs).

Die Antragsgegnerin behauptet, ausweislich der Sendungsverfolgungsnachweise seien die

Auskunfte bereits am 11. Juli 2017 und 10. Januar 2018 bei der Antragstellerin eingegangen
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(vgl. die entsprechenden Ausdrucke der Internetseite der Deutschen Post mit den Sendungs-
verfolgungsnachweisen, vorgelegt als Anlagenkonvolut AG 1). Der als Zeuge benannte kauf-
mannische Leiter habe die Handlermeldungen fir 2017 eigenhandig erstellt und diese per Ein-
wurfeinschreiben mit Sendungsverfolgung an die Antragstellerin versendet. Auf den Einliefe-
rungsbelegen habe er zudem flr jede Gerateart jeweils handschriftlich den Empfanger und die
Gerateart vermerkt, so dass hieraus ersichtlich werde, dass die entsprechenden Meldungen flr
das erste Halbjahr 2017 am 10. Juli 2017 und die Meldungen fur das 2. Halbjahr 2017 am 9. Ja-
nuar 2018 bei der Post aufgegeben worden seien (vgl. eidesstattliche Versicherung des Zeu-
gen, vorgelegt als Anlage AG 6 sowie Abschrift der jeweiligen Handlermeldungen nebst Einlie-
ferungsbeleg, vorgelegt als Anlagen AG 4 und AG 5). Bei den eingelieferten Schreiben handele
es sich um die verfahrensgegenstandlichen Auskiinfte. Sie habe daher die geforderten Handler-
auskunfte vollstandig und fristgerecht erteilt, so dass sie gem. § 54 b Abs. 3 Nr. 2 UrhG von der

Zahlung befreit sei.

Fur die Einhaltung der Frist des § 54b Abs. 3 Nr. 2 UrhG komme es auf den Zeitpunkt der Ab-
sendung der Meldungen an, welcher sich aus den besagten Einlieferungsbelegen ergebe. Die
Frist bestimme sich nach der Regelung des § 269 Abs. 1 BGB, wonach eine Leistung, fir die
eine gesetzliche Frist bestimmt ist, rechtzeitig sei, wenn sie am Leistungsort rechtzeitig erbracht
worden sei. Leistungsort sei danach vorliegend der Sitz der Antragsgegnerin, da ein anderer
Leistungsort weder ,bestimmt” noch aus den gesetzlichen Regelungen, der Natur des Schuld-
verhaltnisses, einer Verkehrssitte, einem Handelsbrauch oder sonstigen Umstanden zu entneh-

men sei.

Des Weiteren bestiinde fur die verfahrensgegenstandlichen PCs schon dem Grunde nach keine

Vergutungspflicht.

Zudem sei die Antragstellerin nicht aktivlegimitiert bzw. habe ihre Aktivlegitimation nicht nach-

gewiesen.

Die Regelungen der §§ 54 ff. UrhG verstielRen gegen Art. 5 Abs. 2 lit. a) und lit. b) der Richtlinie
2001/29/EG. Eine unionsrechtskonforme Auslegung sei nicht mdglich. Zudem fihre die Gel-
tendmachung der Vergutungsforderung zu einer kartellrechtswidrigen Benachteiligung der An-

tragsgegnerin gegentber ihren direkten Wettbewerbern.

Etwaigen Gesamtvertragen sei die Antragsgegnerin nicht beigetreten; diese kédnnten demnach

ihr gegeniuber auch keine Bindungswirkung entfalten. Ebenso seien die einseitig aufgestellten



-8- Sch-Urh 66/19

Tarife der Antragstellerin unverbindlich und zudem — da auf einem privatrechtlichen Gesamtver-
trag mit dem BITKOM beruhend — mangels hinreichender Orientierung an den Nachteilen fur

Urheber durch Privatkopien unionsrechtswidrig und damit unanwendbar.

Hilfsweise tragt die Antragsgegnerin vor, die unverbindlichen Tarife der Antragstellerin seien
deutlich Uberhdht. Weder den bereits abgeschlossenen Gesamtvertragen noch den Tarifen der

Antragstellerin komme eine Bindungs- bzw. Indizwirkung zu.

Verzugszinsen wirden nicht geschuldet, da schon keine Hauptforderung bestehe bzw. die For-

derungen der Antragstellerin nicht hinreichend konkretisiert bzw. deutlich Gberhdht seien.

Die Antragstellerin erwidert, sie bestreite, dass die am 8. Juli 2017 und 9. Januar 2018 abge-
gebenen Meldungen PCs betrafen und dass die handschriftlichen Zuordnungen auf den Einlie-

ferungsbelegen zutrafen.

Es handele sich bei der verfahrensgegenstandlichen Auskunftserklarung um eine Wissenserkla-
rung, die gemaf § 130 Abs. 1 S. 1 BGB dem Empfanger innerhalb der gesetzlichen Frist des

§ 54b Abs. 3 Nr. 2 UrhG zugehen musse, so dass ein blofies Abschicken der Handlermeldun-
gen innerhalb der Frist nicht ausreichend sei. Da es sich bei der Auskunftserteilung um eine
reine Informationsvermittiung mittels Wissenserklarung ohne vermoégensrechtlichen Bezug han-
dele, seien nicht die Bestimmungen der § 241 ff. BGB anwendbar, sondern diejenigen der

§§ 116 ff. BGB. Selbst wenn es auf § 269 BGB ankame, ergabe sich ,aus der Natur des

Schuldverhaltnisses®, dass die Leistung am Sitz der Glaubigerin vorzunehmen sei.

Mit Beschluss vom 24. Mai 2022 (Az. 1 BvR 2342/17) entschied das Bundesverfassungsgericht,
die Verfassungsbeschwerde des BTIKOM mangels Erfolgsaussichten nicht zur Entscheidung
anzunehmen, da der Beschwerdeflihrer nicht aufgezeigt habe, dass der Bundesgerichtshof
seine Vorlagepflicht gemaR Art. 267 Abs. 3 AEUV im Ausgangsverfahren in nicht mehr vertret-
barer Weise gehandhabt und durch das Unterlassen der Vorlage an den Gerichtshof der Euro-
paischen Union die Gewahrleistung des gesetzlichen Richters nach Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG

verletzt habe.

Mit Schriftsatz vom (...) beantragt die Antragsgegnerin angesichts des Beschlusses des Bun-

desverfassungsgerichts (erneut) eine Vorlage nach Art. 267 Abs. 2 AEUV beim EuGH, um zu
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klaren, ob es mit dem gerechten Ausgleich nach Art. 5 Abs. 2 lit. b) InfoSoc-RiL 2001/29 verein-

bar sei,

fur Gerate, die an eine andere als eine natirliche Person zur eigenen Nutzung geliefert
werden, Uberhaupt (dem Grunde nach) eine Vergltung zu fordern, und
ob zur Ermittlung dieser Gerate der Nachweis verlangt werden kann, dass eine vergu-

tungsrelevante Nutzung damit ausgeschlossen sei.

Hilfsweise beantragt die Antragsgegnerin analog § 148 ZPO die Aussetzung des Verfahrens,

sollte sich die Schiedsstelle nicht fir vorlageberechtigt halten, bis die oben genannten Fragen

durch den EuGH und die nationalen Gerichte geklart seien.

Die Antragstellerin lehnt mit Schriftsatz vom (...) die Aussetzung des Verfahrens (analog) §
148 ZPO ab.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Schriftsatze der Beteiligten samt Anlagen Bezug

genommen.

1.

Zur Zulassigkeit des Antrags.

a) Eine Aussetzung des Verfahrens nach § 103 VGG kommt nicht in Betracht, da es hierfur

an einem bei der Schiedsstelle anhangigen anderen Verfahren fehlt, das von Bedeutung
fur den Ausgang des Verfahrens sein wurde. Eine Aussetzung des Verfahrens ,analog

§ 148 ZPO* aus den von der Antragsgegnerin in den Schriftsatzen vom (...) vorgetrage-
nen Grinden scheidet — die Voraussetzungen einer analogen Anwendung unterstellt -
auch mangels entsprechenden anderweitig anhangigem Verfahren aus. Das Bundesver-
fassungsgericht hat mit Beschluss vom 24. Mai 2022 (Az. 1 BvR 2342/17) entschieden,
die Verfassungsbeschwerde mangels Erfolgsaussichten nicht zur Entscheidung anzu-

nehmen, so dass das Verfahren hiermit abgeschlossen ist.

Die Schiedsstelle halt entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin auch keine Vorlage
nach Art. 267 Abs. 2 AEUV an den EuGH zur Klarung der Fragen flr erforderlich, ob fir



b)

c)

2.
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Geréte, die an eine andere als eine naturliche Person zur eigenen Nutzung (,gewerbli-
che Endabnehmer®) geliefert werden, eine Vergutung zu zahlen ist und ob insoweit der
Nachweis verlangt werden kann, dass eine vergutungsrelevante Nutzung damit ausge-
schlossen ist. Denn auf diese Fragen kommt es vorliegend nicht an. Die Antragsgegne-
rin hat bereits nicht geltend gemacht, dass und in welchem Umfang sie PCs an gewerbli-
che Endabnehmer geliefert hat. Soweit die Antragstellerin dennoch die von ihr gefor-
derte Vergutung teilweise auf Grundlage des Vergutungssatzes fir ,Business-PCs* be-
rechnet, ist dies nicht darauf zurlckzufuhren, dass die Antragsgegnerin geltend gemacht
hatte, sie habe PCs an gewerbliche Endabnehmer geliefert, sondern darauf, dass sie
ihrer Abrechnung den sich unter Zugrundelegung der IDC-Daten ermittelten Anteil der
Business-PCs zu Grunde legt, wenn der Vergutungspflichtige sich in seiner Auskunft —
wie hier — auf die Angabe der Gesamtgeratezahl beschrankt (vgl. Abschnitt 4 C.1.2. des
gemeinsamen Tarifs der Antragstellerin, der VG Wort und der VG Bild Kunst; zur Argu-
mentation vgl. OLG Minchen, Urteil v. 30. Juni 2022, 6 Sch 43/18 WG unter I1.3.f)cc)).
Insoweit kommt es deshalb auch nicht auf die offene Frage an, ob die Schiedsstelle als
vorlageberechtigtes Gericht im Sinne von Art. 267 Abs. 2 AEUV angesehen werden
kann (vgl. zu den maldgeblichen Kriterien nur Ehricke, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl.
2018, Art. 267 AEUV Rn. 28 ff.). Mangels Vorlage an den EuGH kommt auch eine Aus-
setzung des Verfahrens analog § 148 ZPO nicht in Betracht.

Die Anrufung der Schiedsstelle ist gemaf § 92 Abs. 1 Nr. 2 VGG statthaft.

Der Streitfall betrifft die Vergutungspflicht nach § 54 UrhG. Zwar ist die Antragstellerin
keine Verwertungsgesellschaft im Sinne des § 2 VGG, da sie nicht unmittelbar treuhan-
derisch fur mehrere Rechtsinhaber tatig wird, sondern die Anspriiche nach §§ 54 ff.
UrhG fir die ihr angehérenden Gesellschafter-Verwertungsgesellschaften geltend
macht. Sie erflllt aber die Voraussetzungen flr eine ,abhangige Verwertungseinrich-
tung® nach § 3 Abs. 1 VGG, da alle ihre Gesellschafter Verwertungsgesellschaften sind,
so dass nach § 3 Abs. 2 Satz 1 VGG die fur diese Tatigkeit geltenden Bestimmungen
des VGG — und somit auch § 92 Abs. 1 Nr. 2 VGG — entsprechend anzuwenden sind.
Mit der Geltendmachung der Anspriiche nach §§ 54 ff. UrhG (bt die Antragstellerin die

Tatigkeit einer Verwertungsgesellschaft aus.

Die Anrufung der Schiedsstelle ist auch formgerecht erfolgt, § 97 Abs. 1 Satz 1 VGG.

Zur Begrundetheit des Antrags:



a)

b)
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Die vorgebrachten kartell- und wettbewerbsrechtlichen Einwande werden von der
Schiedsstelle nicht gepriift. Kernaufgabe der Schiedsstelle ist die Uberpriifung der An-
wendbarkeit und Angemessenheit von Tarifen. Es soll aber darauf hingewiesen werden,
dass nach dem Urteil des OLG Minchen vom 16. Januar 2020 (6 Sch 48/18 WG unter
C.7., S. 54 f.) in der Geltendmachung des gesetzlich vorgesehenen Vergltungsan-
spruchs regelmafig kein Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung liegt. Die An-
tragstellerin gehe — was gerichtsbekannt sei — gegen eine grolRe Vielzahl von Mitbewer-

bern der Antragsgegnerin vor.

Die Antragstellerin ist als abhangige Verwertungseinrichtung hinsichtlich der geltend ge-
machten Auskunfts- und Zahlungsanspriiche aktivlegitimiert, §§ 48, 49 VGG entspre-
chend i.V.m. § 3 Abs. 1, Abs. 2 VGG, §§ 54, 54b, 54f Abs. 1, 54h Abs. 1 UrhG i.V.m.

§ 4.1 Satz 1 und § 4.3 Satz 1 des Gesellschaftsvertrags.

Nach § 54h Abs. 1 UrhG kénnen die Anspriiche nach §§ 54f und 54 UrhG zwar nur
durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. Seit Langem ist jedoch
anerkannt, dass die Verwertungsgesellschaften die Geltendmachung ihrer Rechte einer
Inkassostelle Ubertragen kénnen, welche die Rechte der Verwertungsgesellschaften in
eigenem Namen wahrnimmt (vgl. z.B. Schiedsstelle ZUM 2000, 599 und LG Stuttgart
ZUM 2001, 614, 616 - Geratevergutung fur CD-Brenner). Bei der Antragstellerin handelt
es sich um eine derartige Inkassostelle. Der Gesetzgeber hat in Umsetzung der Richtli-
nie 2014/26/EU nunmehr explizit in § 3 VGG geregelt, dass Verwertungsgesellschaften
bestimmte Tatigkeiten auf von ihnen kontrollierte Einrichtungen, sog. ,abhangige Ver-
wertungseinrichtungen® (§ 3 Abs. 1 VGG) ubertragen kdnnen. In Betracht kommt dabei
nach der Gesetzesbegrindung ,das gesamte Spektrum der Rechtewahrnehmung, von
der Vergabe von Nutzungsrechten tber die Rechnungsstellung und den Einzug von Ver-
gutungs-forderungen (Inkasso) bis hin zur Verteilung der Einnahmen aus den Rech-
ten“ (BT-Drucks. 18/7223, Seite 72). Die Antragstellerin ist demnach so eine ,abhangige
Verwertungseinrichtung“ geman § 3 Abs. 2 VGG. Sie nimmt die Rechte der Verwer-
tungsgesellschaften im eigenen Namen wahr. Auf diese Tatigkeit sind nach § 3 Abs. 2
VGG die Vorschriften des VGG entsprechend anzuwenden, so insbesondere auch § 49
VGG.
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Gemal (...) des Gesellschaftsvertrags der (...) in der Fassung der Beschlisse der Ge-
sellschafter vom (...) bringt jeder Gesellschafter die ihm zur Wahrnehmung ubertrage-
nen Vergutungsanspruche fur Vervielfaltigungen von Audiowerken und von audiovisuel-
len Werken (,Anspriche®), derzeit geregelt in den §§ 53 Abs. 1-2, 54, 54a, 54b, 54e,
54f, 60a bis 60f und 60h Abs. 1 S. 2 UrhG, in die Gesellschaft ein und tritt diese an die
Gesellschaft ab. Die Gesellschaft nimmt die Ubertragenen Anspriche im eigenen Na-
men und auf eigene Rechnung wahr. Die Gesellschaft ist insbesondere berechtigt, die
eingebrachten Anspriiche gerichtlich im eigenen Namen und auf eigene Rechnung gel-

tend zu machen, (...) des Gesellschaftsvertrags.

Hinsichtlich der Ansprliche der (...) und der (...) fur stehenden Text und stehendes Bild
wurde die Berechtigung der Antragstellerin durch Vorlage der ,Abtretungsvereinbarung
fur Anspriiche gemaf §§ 54ff. UrhG fir stehenden Text und stehendes Bild“ vom 2., 10.
und 15. Oktober 2019 nachgewiesen (Anlage AS-CD 1); hierdurch wurden die beste-
henden Anspriiche mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2019 an die Antragstellerin zum
Zwecke der Geltendmachung in Verfahren vor der Schiedsstelle sowie zum Zweck der
gerichtlichen Geltendmachung abgetreten (vgl. Vorbemerkung, § 1 (1) und § 2 (1) der
Abtretungsvereinbarung, Anlage AS-CD 1).

Die Antragsgegnerin ist passivlegitimiert, §§ 54 Abs. 1, 54b Abs. 1 UrhG. Sie hat eigener
Auskunft nach innerhalb des streitgegenstandlichen Zeitraums mit den verfahrensge-
genstandlichen PCs in der Bundesrepublik Deutschland gehandelt (vgl. die Auskunftser-

teilung, Anlagenkonvolut AS 2).

Da somit ein Veraufern bzw. In-Verkehr-Bringen von PCs im Sinne des gemeinsamen
Tarifs der Antragstellerin, der (...) und der (...) (veroffentlicht im Bundesanzeiger vom
30. Januar 2014 bzw. vom 8. Marz 2016) vorliegt, ist die Antragsgegnerin fur den verfah-
rensgegenstandlichen Zeitraum als Handlerin verpflichtet, eine angemessene Vergltung

zu bezahlen.

a. Ist nach der Art eines Werkes zu erwarten, dass es nach § 53 Abs. 1 bis 3 UrhG
a.F. bzw. § 53 Abs. 1 und 2 und §§ 60a bis 60f UrhG vervielfaltigt wird, so hat
der Urheber des Werkes nach § 54 UrhG gegeniber dem Hersteller von Gera-
ten, deren Typ allein oder in Verbindung mit anderen Geraten, Speichermedien
oder Zubehor zur Vornahme solcher Vervielfaltigungen benutzt wird, Anspruch

auf Zahlung einer angemessenen Vergutung. Nach § 54b Abs. 1 UrhG erstreckt
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sich die Vergutungspflicht gesamtschuldnerisch auf den Handler oder Importeur

der Gerate oder Speichermedien.

Bei PCs handelt es sich — auch mit Blick auf Art. 5 Abs. 2 Buchst. b) der Richtli-
nie 2001/29/EG — um solche Gerate. PCs verfiigen ihrem Typ nach Gber die
Mdglichkeit, urheberrechtlich geschitzte Werke und Leistungen zu speichern

und wiederzugeben.

Mangels anderer Anhaltspunkte geht die Schiedsstelle davon aus, dass die ver-
fahrensgegenstandlichen PCs Uber die in Abschnitt 3. des gemeinsamen Tarifs

genannten Eigenschaften verfligen.

Die hochstrichterliche Rechtsprechung zur Indizwirkung von Gesamtvertragen
hat sich verfestigt (zuletzt mit Urteil des BGH vom 10. September 2020, Az.: |
ZR 66/19 - ,Gesamtvertragsnachlass®, Rn. 20; siehe auch: Beschlisse des BGH
vom 4. November 2021, Az.: | ZR 138/20 und Az.: | ZR 84/20).

Fur den Zeitraum 2008 bis 2010 setzte das Oberlandesgericht Minchen mit Ur-
teil vom 15. Januar 2015 (OLG Munchen, Az: 6 Sch 15/12 WG) in einem Ge-
samtvertragsverfahren die Vergltungssatze wie folgt fest, wobei ein Gesamtver-
tragsnachlass von 20% bereits enthalten war (vgl. § 3 Abs. 1 des Gesamtver-

trags):
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. Vergltung fur PCs (mit Ausnahme von PCs gemal Ziffer ll. dieser Anlage)

1. Im Ausland hergestellte und im Sinne von § 54b UrhG nach Deutschland gewerb-
lich eingefiihrte oder wieder eingefithrte PCs

a. PCs mit eingebautem Brenner: - 12,43 € je Stick
b. PCs ohne eingebauten Brenner: 10,55 € je Stlick
2. In Deutschland hergestelite PCs

a. PCs, in die der Hersteller einen Brenner eingebaut hat,
den er im Sinne von § 54b UrhG nach Deutschland

gewerblich eingefuhrt oder wieder eingefithrt hat: 12,43 € je Stlck
b. PCs, in die der Hersteller einen Brenner eingebaut hat,

den er in Deutschiand bezogen hat: 10,55 € je Stiick
¢. PCs ohne eingebauten Brenner: 10,55 € je Stick

Il. Verglitung fur PCs, die von den Gesamtvertragsmitgliedern direkt an gewerbliche
Endabnehmer verauBert werden

1. Im Ausland hergestellte und im Sinne von § 54b UrhG nach Deutschland gewerb-
lich eingefiihrte oder wieder eingefiihrie PCs

a. PCs mit eingebautem Brenner: 5,08 € je Stlck
b. PCs ohne eingebauten Brenner: 3,20 € je Stuck
2. In Deutschland hergestelite PCs

a. PCs, in die der Hersteller einen Brenner eingebaut hat,
den er im Sinne von § 54b UrhG nach Deutschland

gewerblich eingefuhrt oder wieder eingefihrt hat: 5,08 € je Stlick
b. PCs, in die der Hersteller einen Brenner eingebaut hat,

den er in Deutschland bezogen hat: 3,20 € je Stuck
¢. PCs ohne eingebauten Brenner: 3,20 € je Stlick

Hieraus ergeben sich Vergltungssatze ohne Gesamtvertragsnachlass in Hohe
von 13,1875 Euro (netto) fir Verbraucher-PCs ohne eingebauten Brenner (Ziffer
[.1.b.) und in H6he von 4,00 Euro (netto) flr Business-PCs ohne eingebauten
Brenner (Ziffer 11.1.b).

Dieses Urteil wurde durch Urteil des BGH vom 16. Marz 2017 bestatigt (Az.: |
ZR 36/15 — Gesamtvertrag PCs, GRUR 2017, 694 ff.). Bei der Festsetzung ei-
nes Gesamtvertrags kénnten vergleichbare Regelungen in anderen Gesamtver-
tragen insbesondere dann einen gewichtigen Anhaltspunkt fur die Billigkeit einer
Regelung bieten, wenn diese Vertrage zwischen den Parteien oder unter Beteili-
gung einer der Parteien geschlossen worden seien. Diese Voraussetzungen
seien im Streitfall erflllt. Die Vorgaben des Gesetzgebers zur Bestimmung der
Vergutungshohe (§ 54a UrhG) seien auch bei der Bemessung der Vergutung in
dem von den Parteien fir die Zeit ab 1. Januar 2011 geschlossenen Gesamtver-
trag zu beachten gewesen. Es sei zu vermuten, dass eine solche vereinbarte
Vergltung eher der angemessenen Vergltung im Sinne von § 54a UrhG ent-
spreche als eine Vergutung, die auf der Grundlage empirischer Studien errech-

net worden sei.
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In einem weiteren Urteil hat das OLG Minchen am 14. Marz 2019 (Az.: 6 Sch
10/15 WG) gegenlber einem sogenannten ,Aul3enseiter”, also einer nicht an ei-
nem Gesamtvertrag beteiligten oder einem Gesamtvertrag beigetretenen Partei,
fur denselben Zeitraum (2008-2010) diejenigen Vergltungssatze zugrunde ge-
legt, welche der BGH in seinem Urteil ,Gesamtvertrag PCs* als angemessen an-

gesehen hatte.

Der BGH hat dieses Vorgehen in seinem Urteil vom 10. September 2020 (Az.: |
ZR 66/19) bestatigt. Die Annahme der indiziellen Wirkung vereinbarter Gesamt-
vertrage knupfe an den Umstand an, dass ein im Wege privatautonomer Ver-
handlungen zwischen sachkundigen Verhandlungspartnern erzieltes Vertragser-
gebnis ein angemessenes Abbild des den Urheberrechtsinhabern durch die in

§ 53 Abs. 1 bis 3 UrhG a.F. genannten Nutzungen tatsachlich entstandenen
Schadens darstellt. Fir einen Gesamtvertrag, der nach Durchflihrung eines Ver-
fahrens vor einer sachkundigen Schiedsstelle im Zuge eines zwei Instanzen um-
fassenden Gerichtsverfahrens gerichtlich festgestellt werde, gelte im Ergebnis

nichts Anderes.

Zur Frage der Indizwirkung gesamtvertraglicher Vereinbarungen gegeniber Au-
Renseitern wird der BGH in seinen Beschlissen vom 4. November 2021 (a.a.0.)

noch deutlicher:

,Damit ist geklért, dass die indizielle Wirkung von Gesamtvertrdgen auch gegen-
Uber Verglitungsschuldnern eingreifen kann, die durch den Gesamtvertrag nicht
berechtigt und verpflichtet werden (BGH, GRUR 2021, 604 Rn. 22 - Gesamtver-
tragsnachlass). Die Annahme der indiziellen Wirkung vereinbarter Gesamtver-
trdge knlipft an den Umstand an, dass ein im Wege privatautonomer Verhand-
lungen zwischen sachkundigen Verhandlungspartnern erzieltes Vertragsergeb-
nis ein angemessenes Abbild des den Urheberrechtsinhabern durch die in § 53
Abs. 1 bis 3 UrhG aF genannten Nutzungen tatséchlich entstehenden Schadens
darstellt (vgl. BGH, GRUR 2021, 604 Rn. 22 - Gesamtvertragsnachlass). Dies
gilt auch mit Blick auf Verglitungsschuldner, die durch den Gesamtvertrag nicht

berechtigt oder verpflichtet werden.“
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Vorliegend haben die Antragstellerin sowie die VG Wort und die VG Bild Kunst
mit dem BITKOM und dem BCH flir den Zeitraum ab 2011 gleichlautende Ge-
samtvertrage abgeschlossen, woraus sich Vergitungen ohne Gesamtvertragsra-
batt in Hohe von

e 13,1875 Euro fir Verbraucher-PCs

e 4,00 Euro fir Business-PCs

e 4,00 Euro fur Workstations

ergeben, und auf der Grundlage der Gesamtvertrage die entsprechenden Tarife
fir PCs bis beziehungsweise ab 14. Marz 2016 veroffentlicht. Diese Vergutungs-
satze wurden mit Anderung der Gesamtvertréage zwischen der Antragstellerin
und dem BITKOM bzw. BCH mit Wirkung zum 15. Marz 2016 bestatigt sowie
durch Abschluss eines neuen Gesamtvertrags zwischen der Antragstellerin und

dem VERE flr den Zeitraum ab dem 1. Januar 2017 wiederum vereinbart.

Somit liegen fUr den verfahrensgegenstandlichen Zeitraum 2017 Gesamtvertrage
vor, in denen einvernehmlich eine Vergutung fur PCs festgesetzt wurde, die zu-
mindest unter Beteiligung einer Partei des vorliegenden Verfahrens, namlich der
Antragstellerin, zustande gekommen sind. Zwar ist die Antragsgegnerin als soge-
nannter ,Aulenseiter” an diesen Gesamtvertragsverhandlungen nicht beteiligt
gewesen und er ist dem jeweiligen Gesamtvertrag auch nicht beigetreten. Nach
den Ausfiihrungen des BGH in seinem Urteil vom 16. Marz 2017, die in dem Ur-
teil vom 10. September 2020 wiederholt wurden (vgl. oben), kann die Festset-
zung einer Vergutung fur Gerate oder Speichermedien in einem Gesamtvertrag
einen gewichtigen Anhaltspunkt fir die Angemessenheit dieser Vergutung bieten;
dies gelte insbesondere dann, wenn ein solcher Vertrag zwischen den Parteien
oder unter Beteiligung einer der Parteien geschlossen worden sei. Mit Urteil vom
10. September 2020 (vgl. oben) hat der BGH diese Rechtsprechung auch auf so-

genannte AulRenseiter erstreckt.

Zwar fuhrt der BGH auch aus, dass die Annahme einer indiziellen Wirkung die
Darlegungs- und Beweislast der Verwertungsgesellschaft fir die Angemessen-
heit der zugrunde gelegten Vergltungssatze unberihrt lasse und es einer am
Gesamtvertragsverfahren nicht beteiligten Partei (vorliegend: die Antragsgegne-
rin) unbenommen bleibe, die Angemessenheit der verlangten Vergiitung zu be-

streiten.
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Die Schiedsstelle hat jedoch bereits mehrfach betont, dass es aus ihrer Sicht fak-
tisch unmaglich sein wird, aus der Position einer nicht am Gesamtvertragsverfah-
ren beteiligten Partei heraus substantiiert nachzuweisen, dass die ausgehandel-
ten Vergutungen nicht angemessen sind, zumal nach den Feststellungen des
BGH eine gesamtvertraglich festgesetzte Vergitung eher der angemessenen
Vergltung entspreche als eine solche, die auf Grundlage einer Studie errechnet
worden ist. Insbesondere wird ein unbeteiligter Dritter schwerlich Gberzeugungs-
kraftige Beweise beibringen kdnnen, wonach bei den Verhandlungen der Ge-
samtvertragspartner nicht die gesetzlichen Kriterien aus § 54a UrhG, sondern
rein kaufmannische Gesichtspunkte wie beispielsweise noch ausstehende urhe-
berrechtliche Vergutungsanspriche, durch Rechtsstreitigkeiten zwischen den
Gesamtvertragsparteien aufgelaufene oder drohende Kosten oder sonstige prag-

matische Erwagungen eine Rolle gespielt haben.

Dementsprechend gelingt es auch der Antragsgegnerin vorliegend nicht, die An-
nahme der indiziellen Wirkung der gesamtvertraglich vereinbarten Vergutungs-
satze zu erschittern. Liegen die Voraussetzungen der héchstrichterlichen Recht-
sprechung zur Indizwirkung von Gesamtvertragen - wie hier - vor, ist flr einen
hiervon abweichenden Vorschlag der Schiedsstelle kein Raum mehr. Daher geht
die Schiedsstelle in Anbetracht dieser Rechtsprechung vorliegend von einer an-
gemessenen Vergitung in Héhe der gesamtvertraglich vereinbarten Vergutungs-

satze aus.

Auf die von der Antragstellerin vorgelegten jingsten Studienergebnisse und die
hieraus abgeleitete zusatzliche Rechtfertigung ihrer tariflichen Vergutungssatze
muss daher nicht mehr ndher eingegangen werden. Es ist jedoch anzumerken,
dass fraglich erscheint, ob die wahrend der Covid-19 Pandemie durchgefihrte
Studie wegen des geanderten Nutzerverhaltens fur davorliegende Zeitrdume her-
angezogen werden kann und ob samtliche der von der Antragstellerin als vergu-

tungsrelevant angesetzten Vervielfaltigungen zu bertcksichtigen waren.
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e) Die Vergutungspflicht der Antragsgegnerin ist jedoch gemaf § 54b Abs. 3 Nr. 2 UrhG
teilweise entfallen, da sie sich durch ihre Handlerauskinfte vom 9. Januar 2018 fir das
2. Halbjahr 2017 wirksam von ihrer Vergutungspflicht befreit hat. Demgegeniber sind
die Handlerausklnfte vom 8. Juli 2017 betreffend das 1. Halbjahr 2017 der Antragstelle-

rin nicht fristgerecht zugegangen.

Gemal § 54b Abs. 3 Nr. 2 UrhG entfallt die Vergutungspflicht des Handlers, wenn die-
ser Art und Stlckzahl der bezogenen Gerate und Speichermedien und seine Bezugs-
quelle der nach § 54h Abs. 3 bezeichneten Empfangsstelle ,jeweils zum 10. Januar und
10. Juli fiir das vorangegangene Kalenderhalbjahr schriftlich mitteilt.“ Entgegen der An-
sicht der Antragsgegnerin kommt es dabei zur Bestimmung, ob die Handlermeldungen
fristgerecht im Sinne der Vorschrift erteilt wurden, darauf an, ob diese der Antragstellerin
als Empfangerin dieser Erklarung bis zum 10. Juli 2017 bzw. 10. Januar 2018 zugegan-
gen sind. Das blofte Absenden der Meldungen innerhalb dieser Frist erachtet die

Schiedsstelle insoweit nicht als ausreichend.

§ 130 Abs. 1 BGB legt fest, dass eine Willenserklarung, die gegentiber einem Abwesen-
den abzugeben ist, wirksam wird, wenn sie diesem zugeht. Gleiches gilt fir die Handler-
meldungen nach § 54b Abs. 3 Nr. 2 UrhG, die zwar keine Willenserklarung, sondern
eine geschaftsahnliche Handlung ist. Da die Interessenlage der Beteiligten mit der bei
der Willenserklarung ubereinstimmt, kommt es fur die Wirksamkeit der geschaftsahnli-
chen Handlung ebenfalls auf deren Zugang beim Empfanger an (Einsele in: Minchner
Kommentar zum BGB, 9. Auflage 2021, § 130 Rn. 1 bis 4). Mithin mussen die Auskunfte
bis zum 10. Juli 2017 bzw. 10. Januar 2018 so in den Machtbereich der Antragstellerin
gelangt sein, dass diese die Moglichkeit der Kenntnisnahme hatte. Ob sie tatsachlich
auch innerhalb dieser Frist Kenntnis davon genommen hat, ist demgegeniber unerheb-
lich.

Der gegenteiligen Auffassung der Antragsgegnerin, es komme nicht auf den Zugang an,
sondern gem. § 269 BGB sei bereits die rechtzeitige Absendung fristwahrend, kann
nicht gefolgt werden. Denn diese Vorschrift regelt, wo Schuldverhaltnisse zu erfillen
sind. Vorliegend geht es aber nicht darum, ob die Antragsgegnerin eine Schuld erflllt
hat, sondern darum, ob ein gesetzliches Schuldverhaltnis durch (fristgerechte) Mitteilung
nach § 54b Abs. 3 Nr. 2 UrhG erloschen ist. Die Mitteilung ist keine der Antragstellerin
geschuldete Verpflichtung, sondern vielmehr eine im eigenen Interesse liegende Oblie-

genheit des Vergltungsschuldners.
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Aus den im Anlagenkonvolut AG 1 eingereichten Screenshots zur Sendungsverfolgung
ergibt sich, dass die Sendung (...) erst am 11. Juli 2017 - und damit verfristet - an die
Antragstellerin ausgeliefert wurde und die Sendung RL (...) am 10. Januar 2018 und da-
mit fristgerecht. Aus dem als Anlage AG 5 vorgelegten Einlieferungsbeleg sowie dem als
Anlage AG 1 vorgelegten Ausdruck der Sendungsverfolgung der Deutschen Post AG
ergibt sich, dass ein am 9. Januar 2018 mit der Sendungsverfolgungsnummer (...) auf-
gegebenes Einwurfeinschreiben am 10. Januar 2018 ausgeliefert wurde. Aufgrund der
schlissigen und widerspruchsfreien eidesstattlichen Versicherung des Zeugen (...) (vor-
gelegt als Anlage AG 6) steht zur Uberzeugung der Schiedsstelle fest, dass es sich bei
diesem Schreiben um die als Anlage AG 5 vorgelegte Meldung fiir das zweite Halbjahr
2017 gehandelt hat. Der Zeuge hat insoweit eidesstattlich versichert, er habe diese Mel-
dung mit der Sendungsverfolgungsnummer (...) an die (...) versendet und auf dem Ein-
lieferungsbeleg handschriftlich ,(...)* und ,PC* notiert. Daflir, dass die Angaben der ei-
desstattlichen Versicherung unzutreffend sind und mit der Sendungsnummer (...) ein an-
deres Schreiben an die (...) oder an einen Dritten versendet wurde, liegen keine An-
haltspunkte vor. Insbesondere erscheint die eidesstattliche Versicherung des Zeugen
auch nicht aufgrund des Vortrags der Antragstellerin unglaubwiirdig, sie versehe samtli-
che eingehende Post mit einem Eingangsstempel, aus dem sich das Datum des Ein-
gangs ergebe. Denn die von ihr als Anlagenkonvolut AS 2 vorgelegte Meldung fir das
zweite Halbjahr 2017 tragt — im Gegensatz zu der ebenfalls als Anlagenkonvolut AS 2

vorgelegte Meldung fur das erste Halbjahr 2017 — gerade keinen Eingangsstempel.

Unter Zugrundelegung der gesamtvertraglich vereinbarten Vergltung und der dort gere-

gelten Berechnung des Business-Anteils nach IDC-Quote sowie unter Berucksichtigung

der wirksam erteilten Handlerauskunfte flr das 2. Halbjahr 2017 errechnet sich eine Ver-

gutung fur die beauskunfteten PCs von insgesamt (...) (netto) flr das erste Halbjahr
2017 (...) Stiick Business-PCs x 4,00 € + (...) Privat-PCs x 13,1875 € + (...) Stiick

Workstations x 4,00 €). Es fallt keine Umsatzsteuer an.

Die Voraussetzungen des Verzugs liegen gemaf § 286 Abs. 1 Satz 1 BGB mit Ablauf
der im 1. Mahnschreiben vom (...) gesetzten Zahlungsfrist, mithin seit dem (...) 2018
vor. Die Mahnung ist auch nicht wegen der Zuvielforderung der Antragstellerin im Hin-
blick auf die Vergutung fir das 2. Halbjahr 2017 unwirksam. Nach sténdiger Rechtspre-

chung liegt trotz Uberhdhter Forderung eine wirksame Mahnung vor, wenn der Schuld-
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ner die Aufforderung nach Treu und Glauben und den allgemeinen Auslegungsgrundsat-
zen als Aufforderung zur Bewirkung der tatsachlich geschuldeten Leistung verstehen
muss. Diese muss flr ihn also feststehen oder ermittelbar sein und der Glaubiger muss
zur Annahme der nach seiner Vorstellung zu geringen Leistung bereit sein (BGH NJW
2006, 3271, Ernst in: Minchner Kommentar zum BGB, 9. Auflage 2022, § 286 Rn. 67).
Die Antragstellerin darfte im Hinblick auf ihre Treuhandfunktion ein Interesse daran ha-
ben, zumindest (vorerst) einen Teil der ausstehenden Vergltungssumme zu erhalten, so
dass davon auszugehen ist, dass sie eine Teilzahlung nicht verweigern wirde. Die Be-

rechnung der Vergltungssumme war flr die Antragsgegnerin auch problemlos méglich.

Die Antragsgegnerin bzw. ihr Verfahrensbevollméachtigter, dessen Handlung ihr nach

§ 278 BGB zuzurechnen ist, unterlag mit der Rechtsauffassung, beide Handlerauskinfte
seien fristgerecht im Rahmen von § 54b Abs. 3 Nr. 2 UrhG erfolgt, auch nicht einem un-
verschuldeten Rechtsirrtum, so dass der Verzug auch nicht mangels schuldhaften Han-
delns der Antragsgegnerin ausgeschlossen ist. Nach standiger Rechtsprechung des
BGH fordert der Geltungsanspruch des Rechts grundsatzlich, dass der Verpflichtete das
Risiko eines Irrtums selbst tragt. An das Vorliegen eines unverschuldeten Rechtsirrtums
sind daher strenge Malstébe zu stellen und die Rechtslage ist sorgfaltig zu prifen.
Demgemal ist ein Rechtsirrtum nur dann entschuldigt, wenn der Irrende bei Anwendung
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt mit einer anderen Beurteilung durch die Gerichte
nicht zu rechnen brauchte (vgl. BGH NJW 2006, 3271). Vorliegend machte bereits die
Korrespondenz vor Einleitung des Schiedsstellenverfahrens deutlich, dass zwischen den
Beteiligten streitig ist, wann die entsprechenden Auskinfte bei der Antragstellerin einge-
gangen sind. Daruber hinaus zeigte die Argumentation der Antragstellerin, dass sie den
Zugang der Handlermeldung fur mafRgeblich erachtet. Die Antragsgegnerin musste da-

her damit rechnen, dass eine andere Auslegung der Rechtslage in Betracht kommit.

Somit liegt Verzug nach Ablauf der in dem ersten Mahnschreiben genannten Zahlungs-

frist vor.

Die Héhe der Verzugszinsen entspricht der Regelung in § 288 Abs. 1 BGB.
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Die ausgesprochene Kostenentscheidung entspricht dem Ausgang des Verfahrens (§ 121 Abs.
1 S. 1 VGG). Die Beteiligten sind jeweils zu etwa der Halfte unterlegen. Die Anordnung einer
Kostenerstattung fir die notwendigen Auslagen erscheint nicht angemessen. Insbesondere lie-
gen keine Anhaltspunkte vor, die hier aus Billigkeitsgriinden eine Kostenauferlegung rechtferti-
gen wurden, § 121 Abs. 1 Satz 2 VGG. Es verbleibt somit bei dem in bisherigen Schiedsstellen-
verfahren angewandten Grundsatz, dass die Beteiligten die ihnen entstandenen Kosten selbst

tragen.

V.

Die Beteiligten haben die Mdéglichkeit, innerhalb eines Monats gegen diesen Einigungsvor-

schlag Widerspruch einzulegen.

Die Widerspruchsfrist beginnt mit dem Tag der Zustellung zu laufen. Der Widerspruch ist schrift-

lich zu richten an:

Schiedsstelle
nach dem Gesetz Uber die Wahrnehmung
von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten
durch Verwertungsgesellschaften
beim Deutschen Patent- und Markenamt,
80297 Minchen.

Wird kein Widerspruch eingelegt, gilt der Einigungsvorschlag als angenommen und eine dem

Inhalt des Vorschlags entsprechende Vereinbarung als zustande gekommen.
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Die Entscheidung tber die Kosten kann durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung angefoch-
ten werden, auch wenn der Einigungsvorschlag angenommen wird. Der Antrag ist an das Amts-

gericht Minchen, 80333 Mlnchen, zu richten.

(..)) (..)) (..)

Beschluss:

Der Streitwert wird auf (...) Euro festgesetzt.

(...) (...) (...)



	Az.: Sch-Urh 66/19
	In dem Schiedsstellenverfahren  
	Einigungsvorschlag:
	Gründe: 
	I. 
	II. 
	III. 
	IV. 
	V. 

	Beschluss: 


